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1. Allgemeines zum Verfahren 
 
Die Gemeinde Lützelbach möchte in den Gemarkungen Lützel-Wiebelsbach und Seckmauern 
der Gemeinde die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage ermöglichen, um einen Beitrag 
zum Klimaschutz zu leisten. Aus diesem Grund wurde, um die bauplanungsrechtlichen Voraus-
setzungen zu schaffen, die Aufstellung eines Bebauungsplanes beschlossen. Der Vorentwurf 
wurde am 30.03.2023 von der Gemeindevertretung verabschiedet. Danach erfolgte vom 
17.04.2023 bis 17.05.2023 die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie die frühzeitige Be-
teiligung der Träger öffentlicher Belange. Vom 09.10.2023 bis 10.11.2023 wurden die Behörden 
und Träger öffentlicher Belange sowie die Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
erneut beteiligt. Dabei hatten sowohl die Behörden als auch die Öffentlichkeit Gelegenheit, sich 
über den Entwurf des Bebauungsplanes zu informieren und konnten entsprechende Anregungen 
und Hinweise vortragen.  
 
Anschließend ist der Rücklauf der Stellungnahmen sowie deren Abwägung bzw. Berücksichti-
gung und Beachtung in der weiteren Planung dargestellt. 
 

Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

1.  Amprion GmbH 
Bestandssicherung Leitungen 
Robert-Schuman-Straße 7 
44263 Dortmund 

11.10.2023 keine 

2.  Odenwaldkreis 
Der Kreisausschuss 
V.50 - Umwelt, Naturschutz und Landschafts-
pflege 
Untere Wasserbehörde 
Michelstädter Straße 12 
64711 Erbach 

12.10.2023 Hinweise 

3.  PLEdoc GmbH 
Netzauskunft 
Gladbecker Straße 404 
45326 Essen 

13.10.2023 keine 

4.  Gemeinde Mömlingen 
Hauptstraße 70 
63853 Mömlingen 

18.10.2023 keine 

5.  Industrie- und Handelskammer Darmstadt 
Rhein Main Neckar 
Rheinstraße 89 
64295 Darmstadt 

19.10.2023 keine 

6.  Regierung von Unterfranken 
Peterplatz 9 
97070 Würzburg 

23.10.2023 keine 

7.  Vodafone West GmbH 
Ferdinand-Braun-Platz 1 
40549 Düsseldorf 

24.10.2023 keine 

8.  Gemeinde Höchst i. Odw. 
Abteilung 4 Planen & Bauen, Liegenschaften 
Fachbereich 4.1 Bauleitplanung, Grundstücks-
management 
Montmelianer Platz 4 
64739 Höchst i. Odw. 

25.10.2023 keine 
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Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

9.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen 
Berliner Allee 58 
64295 Darmstadt 

26.10.2023 Hinweise 

10.  Regionaler Planungsverband Bayerischer Un-
termain 
Region 1 
Bayernstraße 18 
63739 Aschaffenburg 

23.10.2023 keine 

11.  Odenwaldkreis 
Der Kreisausschuss 
V.20 - Bauaufsicht, Bauleit- und Regionalpla-
nung, Denkmalschutz 
Untere Bauaufsichtsbehörde 
Michelstädter Straße 12 
64711 Erbach 

26.10.2023 Hinweise 

12.  Odenwaldkreis 
Der Kreisausschuss 
V.50 - Umwelt, Naturschutz und Landschafts-
pflege 
Immissionsschutzbehörde  
Michelstädter Straße 12 
64711 Erbach 

31.10.2023 Hinweis 

13.  Stadt Obernburg a. Main 
Römerstraße 62-64 
63785 Obernburg 

06.11.2023 keine 

14.  Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main 
Fritz-Bauer-Straße 1 
64295 Darmstadt 

08.11.2023 keine 

15.  Odenwaldkreis 
Der Kreisausschuss 
V.50 - Umwelt, Naturschutz und Landschafts-
pflege 
Fachbereich Landschaftspflege  
Michelstädter Straße 12 
64711 Erbach 

08.11.2023 Hinweise 

16.  Odenwaldkreis 
Der Kreisausschuss 
V.50 - Umwelt, Naturschutz und Landschafts-
pflege 
Fachbereich Landschaftspflege  
Michelstädter Straße 12 
64711 Erbach 

20.09.2023 Hinweise 

17.  Odenwaldkreis 
Der Kreisausschuss 
V.50 - Umwelt, Naturschutz und Landschafts-
pflege 
Fachbereich Untere Naturschutzbehörde 
Michelstädter Straße 12 
64711 Erbach 

09.11.2023 Hinweise 



4 
 
D:\Projekte\2022033\03_Texte\11_Abwägungen\2022033_BP_ÖBB_Abwägung.docx 

Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

18.  e-netz Südhessen AG 
Dornheimer Weg 24 
64293 Darmstadt 

06.11.2023 keine 

19.  Stadt Klingenberg a. Main 
Wilhelmstraße 12 
63911 Klingenberg 

09.11.2023 keine 

20.  Hessen Mobil 
Straßen- und Verkehrsmanagement 
Groß-Gerauer Weg 4 
64295 Darmstadt 

10.11.2023 Hinweise 

21.  Regierungspräsidium Darmstadt 
Dezernat III 31.2-61 
Wilhelminenstraße 1-3 
Wilhelminenhaus 
64283 Darmstadt 

10.11.2023 Hinweise 

22.  Deutsche Telekom Technik GmbH 
Schürerstraße 9 
97080 Würzburg 

10.11.2023 keine 

23.  BUND-Odenwald 
Rodellstraße 9 
64739 Höchst 

11.11.2023 Hinweise 

24.  HessenForst 
Forstamt Michelstadt 
Erbacher Straße 28 
64720 Michelstadt 

14.11.2023 Hinweise 

25.  Landratsamt Miltenberg 
Raumordnung und Bauleitplanung 
Brückenstraße 2 
63897 Miltenberg 

14.11.2023 Hinweise 

 
Öffentlichkeitsbeteiligung 

Nr. Öffentlichkeit 
 

Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

Ö1 Stellungnahme eines Landwirtes aus Breiten-
brunn 

31.10.2022 Hinweise 

 
 
Hinweis: 
Nachfolgend sind alle Stellungnahmen dieser Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, die ab-
gegeben wurden, aufgeführt. Diese wurden zum größten Teil in der Originalfassung abgedruckt 
und teilweise zur besseren Lesbarkeit neu zugeschnitten. Teilweise werden die Sachdarstellun-
gen der Stellungnahmen jedoch in Kurzform dargestellt. Die Stellungnahmen aus der Öffentlich-
keitsbeteiligung werden aus Datenschutzgründen anonymisiert. Die Originalstellungnahmen kön-
nen bei der Gemeindeverwaltung Lützelbach eingesehen werden.  
Das ist ein Test 
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2. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
2.1 Stellungnahme der Amprion GmbH, Bestandssicherung Leitungen, Dortmund vom 

11.10.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.2 Stellungnahme des Odenwaldkreises, Der Kreisausschuss, V.50 - Umwelt, Natur-

schutz und Landschaftspflege, Untere Wasserbehörde, Erbach vom 12.10.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis des redaktionellen Fehlers wird zur Kenntnis genommen und angepasst. Eine Ab-
wägung ist nicht erforderlich.  
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2.3 Stellungnahme der PLEdoc GmbH, Netzauskunft, Essen vom 13.10.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Hinweis: 
 
Den Unterlagen lag ein Übersichtsplan bei. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.4 Stellungnahme der Gemeinde Mömlingen vom 18.10.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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2.5 Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer Darmstadt vom 19.10.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.6 Stellungnahme der Regierung von Unterfranken, Würzburg vom 23.10.2023 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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2.7 Stellungnahme der Vodafone West GmbH, Düsseldorf vom 24.10.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.8 Stellungnahme der Gemeinde Höchst i. Odw., Abteilung Planen & Bauen, Liegen-

schaften, Fachbereich 4.1 Bauleitplanung, Grundstücksmanagement, Höchst i. Odw. 
vom 25.10.2023 

 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.9 Stellungnahme des Landesamtes für Denkmalpflege Hessen, Darmstadt vom 

26.10.2023 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntniss genommen und in den Hinweisen der textlichen 
Festsetzungen noch redaktionell ergänzt.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
 
2.10 Stellungnahme des Regionalen Planungsverbandes Bayerischer Untermain - Re-

gion 1, Aschaffenburg vom 23.10.2023 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.11 Stellungnahme des Odenwaldkreises, Der Kreisausschuss, IV.20 Bauaufsicht, Bau-

leit- u. Regionalplanung, Denkmalschutz, Untere Bauaufsichtsbehörde, Erbach vom 
26.10.2023 

 
Sachbericht: 
 

 
 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise bezüglich des Anlagenlayouts werden zur Kenntnis genommen. Derartige Zeich-
nungen wurden im Umweltbericht dargestellt. Hier kann und konnte das Layout und der Flächen-
anspruch entnommen werden. 
 
Die mögliche Nutzung matter Module wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung geprüft.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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2.12 Stellungnahme des Odenwaldkreises, Der Kreisausschuss, IV.50 Umwelt, Natur-
schutz und Landschaftspflege, Immissionsschutzbehörde, Erbach vom 31.10.2023 

 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis werden zur Kenntnis genommen, dass RP Darmstadt hat keine Bedenken vorgetra-
gen, weist aber auf die Erforderlichkeit eines Blendgutachtens hin, das war bereits in den Unter-
lagen zum Entwurf enthalten. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.13 Stellungnahme der Stadt Obernburg a. Main vom 06.11.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.14 Stellungnahme der Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main, Darmstadt vom 

08.11.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 



12 
 
D:\Projekte\2022033\03_Texte\11_Abwägungen\2022033_BP_ÖBB_Abwägung.docx 

2.15 Stellungnahme des Odenwaldkreises, Der Kreisausschuss, V.50 Umwelt, Natur-
schutz und Landschaftspflege, Fachbereich Landschaftspflege, Erbach vom 
08.11.2023 

 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Bedenken seitens der Natur- und Landschaftspflege zum Thema Landwirtschaft werden zur 
Kenntnis genommen. Eine entsprechende zumutbare Alternative hierzu besteht nicht. Dies kann 
auch weiter den vorliegenden Unterlagen, insbesondere im Umweltbericht, entnommen werden. 
Da es sich um ein Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft und Klimafunktion handelt, sind andere Nut-
zungen nicht ausgeschlossen, sondern bei der Abwägung nur besonderes Gewicht beizumessen. 
Die Böden werden nicht in Gänze abgetragen, sondern in Teilen überplant und aus einer intensi-
ven landwirtschaftlichen Nutzung temporär herausgenommen, hin zu einer extensiven Flächen-
nutzung. Das bedeutet, dass langfristig die Fläche weiter landwirtschaftlich genutzt werden kann, 
wenn die Nutzung als PV-Anlage beendet worden ist. Der Verlust von Ackerland und die dadurch 
entstehende verringerte Nahrungsmittelproduktion wird zur Kenntnis genommen. Derzeit besteht 
ein überragendes öffentliches Interesse zum Ausbau regenerativer Energien. Die Nahrungsmit-
telproduktion in der BRD wird dadurch nicht beeinträchtigt und eine Versorgung der Bevölkerung 
ist nach wie vor sichergestellt.  
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Sachbericht: 
 

  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Aufgrund der Festsetzungen im Bebauungsplan wird klargestellt, das nach Beendigung der Nut-
zung als PV-Anlage, die Flächen wieder zur landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung stehen. 
Diese Regelung ist rechtlich möglich. Der temporäre Verlust von Ackerland wird nicht zur Beein-
trächtigung der Versorgungssicherheit führen. Die Ausgleichsflächen sind Teil des Geltungsbe-
reiches des Bebauungsplans, somit werden, wie aus den Unterlagen entnommen werden konnte, 
dafür keine zusätzlichen Flächen in Anspruch genommen. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Das bestehende öffentliche Wegenetz stellt die Erreichbarkeit aller umliegenden Flurstücke si-
cher. Der in der Stellungnahme geforderte Ausbau des Weges östlich des Plangebietes ist inso-
fern nicht erforderlich. Das ist darüber hinaus nicht Inhalt des Bebauungsplanes.  
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Zur Kenntnis genommen werden die Aussagen über die Nachrangigkeit der PV-FA auf Vorrang-
/Vorbehaltsgebiete, sowie die Alternativen im Bereich des Regionalverbandes Frankfurt/Rhein-
Main und Südhessen (25 Altablagerungen, Deponien). Eine Nutzung dieser Fläche wird nicht 
ausreichen die geplante Energiegewinnung aus regenerativen Energiequellen sicherzustellen. 
Zudem ist hier bislang keine Umsetzung erfolgt, sodass zur Sicherstellung der Energieversorgung 
auch andere Flächen herangezogen werden müssen. Diese Flächen befinden sich nicht im Zu-
griff der Gemeinde Lützelbach und können daher nicht überplant werden. Die Aussagen des Re-
gionalplanes können die aktuelle Entwicklung zur Energieversorgung aufgrund ihres Alters nicht 
ausreichend steuern. Der Ausbau erneuerbarer Energien ist im überragenden öffentlichen Inte-
resse und soll deutlich beschleunigt werden. Damit die Gemeinde hier einen Beitrag leisten kann, 
muss sie auf Flächen im Gemeindegebiet zurückgreifen. Das ist so bereits ausführlich in den 
Unterlagen enthalten. 
 
Dass das Stromerzeugungspotential durch die 25 Flächen erreicht werden könnte, wird zur 
Kenntnis genommen.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussagen bezüglich der Sonderbaufläche zur Nutzung erneuerbarer Energien und Lagerhal-
tung werden zur Kenntnis genommen und zurückgewiesen. In den Unterlagen ist bereits ausrei-
chend dargestellt, dass die Nutzung dieser Fläche für regenerative Energiequellen mittelfristig 
nicht zur Verfügung steht und deshalb die Gemeinde auf eine alternative Fläche zurückgreifen 
muss.  
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Sachbericht: 
 

  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussage, dass es den Projektentwicklern nur um möglichst hohen Profit geht, wird zurückge-
wiesen. Die Gemeinde hat hier die Planungshoheit und möchte die Voraussetzungen für die Er-
richtung von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie ermöglichen. Nach Aufgabe der Anlage 
kann die Ackerfläche wieder uneingeschränkt landwirtschaftlich genutzt werden, sodass kein Ver-
lust von Boden durch die Anlage erfolgt. Das ist in den Unterlagen bereits ausführlich dargestellt. 
 
Sachbericht: 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussage, dass die Eigenversorgungsquote der Gemeine Lützelbach bei 381 % liegt wird zur 
Kenntniss genommen. Da die Gemeinde Lützelbach die Möglichkeit hat weitere Fläche für die 
Solarenergie auszuweisen, sind diese Flächen insofern auszuweisen um einen weiteren Teil zur 
Klimaneutralität bis 2045 beizutragen. Andere Gemeinden haben möglicherweise nicht die 
Möglichkeit, weitere Flächen auszuweisen, aufgrund dessen müssen Gemeinden wie Lützelbach 
dieses Defizit ausgleichen.   
 
Die Berücksichtigung und die „besondere Gewichtung“ des Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft, 
kann der Begründung und dem Umweltbericht entnommen werden, führt jedoch zu keiner 
Änderung der Planung. 
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Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussagen werden zur Kenntniss genommen. Die Bedenken gegenüber der vorliegenden 
Planung werden zurückgewiesen. Die Bedenken bezüglich des Verlustes landwirtschaftlicher 
Flächen werden zurückgewiesen, das ist bereits in den Unterlagen ausreichend dargestellt.  
 
Die empfohlenen Hinweise werden, falls nicht erfolgt, redaktionell in den Unterlagen noch als 
Hinweis dargestellt, sind jedoch nicht Inhalt des Bebauungsplanes.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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2.16 Stellungnahme des Odenwaldkreises, Der Kreisausschuss, V.50 Umwelt, Natur-

schutz und Landschaftspflege, Fachbereich Untere Naturschutzbehörde, Erbach 
vom 09.11.2023 

 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Bedenken bzgl. der Nutzung von landwirtschaftlichen Flächen, anstelle von vorbelastenden 
Flächen und die nicht ausreichende Berücksichtigung von geschützten Tierarten werden zur 
Kenntnis genommen und zurückgewiesen. 
 
Die Flächeninanspruchnahme von 12,1 ha ist in diesem Fall notwendig, da keine adäquaten nutz-
baren Alternativen im Raum der Gemeinde bestehen. Das Plangebiet stellt die einzige derzeit 
verfügbare Alternative dar. Deshalb müssen offene landwirtschaftliche Flächen in Anspruch ge-
nommen werden, da eine solche Anlage nicht auf Waldflächen oder im Siedlungsbereich errichtet 
werden kann. Dies ist bereits in den Unterlagen ausreichend dargestellt. 
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Sachbericht: 
 

 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussagen zum Artenschutz und den möglichen Gefahren für die Feldlerche werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Die Aussage, dass nicht ausreichend Ausgleichsmaßnahmen getroffen wurden, wird zurückge-
wiesen. Die im Bebauungsplan getroffenen Artenschutzmaßnahmen sind dazu geeignet den Ar-
tenschutz zu gewährleisten.  
 
Zu 1.  
Ein möglicher Kulisseneffekt der Anlage wird zurückgewiesen. Zäune (von max. 2,2 m Höhe) 
oder Solarmodule (von max. ca. 3,5 m Höhe) werden nach eigener Erfahrung sowie Stand der 
Forschung nicht als störende vertikale Strukturen wahrgenommen. Somit ist, trotz Unterschrei-
tung der 60 m zwischen Modulen und der Einzäunung, ein Kulisseneffekt nicht zu erwarten. 
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Zu 2. 
Der Wanderweg ist nicht als Problem anzusehen, da sich hier bereits aktuell schon mehrere Feld-
lerchen-Reviere befinden. Die Feldlerchen nehmen den Wanderweg demnach als nichtstörend 
wahr.  
 
Zu 3. 
Die Ansiedelung der Feldlerchen ist innerhalb der Modulreihen nicht beabsichtigt. Aufgrund des-
sen ist der Abstand so geringgehalten und eine Ausgleichsmaßnahme von Nöten, welche im 
Geltungsbereich selbst festgesetzt wird. Würde die Feldlerche weiterhin zwischen den Modulrei-
hen brüten, entfiele die Notwendigkeit einer Ausgleichsmaßnahme.  
 
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass beabsichtigt ist auf der Fläche möglichst 
viel Energie zu erzeugen, um weitere Beanspruchung von freier Fläche für die Erzeugung rege-
nerativer Energien zu vermeiden. Deshalb ist ein größerer Abstand der Modultische kontrapro-
duktiv. Ebenfalls ist die Wirksamkeit dieser Maßnahme fraglich, da es in der Literatur unterschied-
liche Meinungen dazu gibt. Aus Erfahrung des Projektierers hat sich gezeigt, dass in ähnlichen 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen, mit gleichem Layout, es zu keinen negativen Auswirkungen für 
die Feldlerchen geführt hat. Dennoch wurden die Freiflächen zwischen den Modulen aus Vorsor-
gegründe gar nicht für die Feldlerche angesetzt (s.o.). Dem Voraus fehlt also die sachliche Grund-
lage. Somit sind keine Änderungen der Unterlagen erforderlich. 
 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Forderung des bayrischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz für die 
Lage von Maßnahmenflächen wird zur Kenntnis genommen.  
 
Der Mindestabstand der geplanten Feldlerchen-Reviere von 50 – 100 m zu störendem Umfeld 
wird mit 60 m eingehalten. Die Störwirkung des Wanderweges kann als sehr gering angesehen 
werden, was durch die Entwicklung von Feldlerchen-Revieren in diesen Bereichen im Jahr 2022 
nachgewiesen wurden (s.o.).  
 
Eine langjährige Erfahrung des Projektierers bei der Errichtung von PV-FA sind sehr wohl dazu 
geeignet entsprechende Aussagen zu treffen, da auch bei anderen Anlagen ein Monitoring im 
Hinblick auf die Feldlerche stattfindet. Die fachgutachtliche Einschätzung von Experten ist plane-
risch relevant. Gegenteilige Publikationen oder konkrete Kenntnisse werden im Übrigen von Ein-
wenderseite nicht benannt. Somit sind keine Änderungen der Unterlagen erforderlich. 
 
 
Sachbericht: 
 

 

 
Prüfung und Abwägung: 
 
Da die Vergrößerung des Abstandes der Modulreihen eine Verbesserung der Habitatstruktur der 
Feldlerche nicht garantiert, wird diese Forderung wie bereits erwähnt zurückgewiesen.  
 
Auch die Auswirkungen des Feldweges sind bereits in den Unterlagen ausreichend dargestellt. 
 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Bauphase und der Bauablauf (Andienung von Westen) wird an die Ansprüche des Rotmilans 
angepasst (siehe hierzu Maßnahme AS1 bezüglich des Störungsverbotes im FBA). Bei der Nah-
rungssuche kann der Rotmilan problemlos auf in der Nähe befindliche Nahrungshabitate auswei-
chen.  
 
Nach §36 HeNatG ist es verboten die Horstbäume von Rotmilanen zu besteigen, oder diese in 
einem Umkreis von 300 Metern in ihrer Funktion als Fortpflanzungs-, Brut-, Aufzucht- und Ruhe-
stätten durch Aufsuchen, Filmen, Fotografieren, den Einsatz von Drohnen oder vergleichbare 
störende Handlungen zu gefährden. Zum Schutz des Rotmilans wird bei der Errichtung der PV-
FA, auf die Brut- und Aufzuchtzeiten besonders geachtet. Aufgrund dessen, wurde die Bauzeiten-
regelung bis auf Ende August (Baubeginn ab 01. September) ausgeweitet (AS1). Die Baustellen-
tätigkeiten im 300 m Radius um den Horst sind damit Ende Februar abgeschlossen und finden 
somit außerhalb der Nutzungsdauer des Neststandortes/Reproduktionstätigkeit statt. 
 
Die Errichtung einer PV-FA kann demnach als nicht störend angesehen werden – der Stö-
rungstatbestand in der Bauphase ist nicht erfüllt, der § 36 HeNatSchG aufgrund der gezielten 
Auflagen nicht zutreffend. Die Behauptung, dass dies nicht ausreichend berücksichtigt wurde, 
wird zurückgewiesen (s.o. Maßnahme AS1). Darüber hinaus werden die technischen Anlagen 
zur Umwandlung des erzeugten Stromes, als einzig mögliche Lärmquelle, im Bereich der 
hochfrequentierten Landesstraße errichtet, sodass die Auswirkungen auf den Rotmilan 
unerheblich sind.  
 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die im Bebauungsplan festgesetzten Maßnahmen sind dazu geeignet, die potenzielle Flächenz-
erschneidung zu vermeiden. Durch einen Abstand des Zauns zum Boden wird die Durchquerung 
für Kleintiere weiterhin möglich sein. Ebenso wird durch eine östlich hergestellte 3-reihige Gehölz-
Leitstruktur (AS 3) sowie die bestehenden Gehölzleitstrukturen im Westen die Überquerung für 
Wild ermöglicht. Dabei können diese östlich und westlich des Plangebietes gelegenen 
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Gehölzleitstrukturen u.a. über einen ca. 20 m breite Grünstreifen im Süden gefahrlos erreicht 
werden. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen und der Umweltbericht, die Begründung, sowie 
der Fachbeitrag Artenschutz werden sofern erforderlich redaktionell korrigiert, berühren aber 
nicht die Grundzüge der Planung, sodass an der Planung festgehalten wird.  
 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussagen zum Monitoring werden zur Kenntnis genommen und werden in den textlichen 
Festsetzungen als Hinweis aufgenommen.   
 
Das folgende Monitoring Konzept wird bezüglich der avifaunistischen Anforderungen umgesetzt: 
 
ab März/April 2025:  
 
Beobachtung der Feldlerchen-Reviere im Plangebiet (Umsetzung PV-FA Oktober 2024 – Februar 
2025) als Teil der Ökologischen Baubegleitung/ÖBB - unter Berücksichtigung der möglichen ex-
ternen Ausgleichsflächen für die Feldlerche mit Habitatoptimierungspotenzial (in einem Abstand 
von bis zu ca. 2 km im gleichem Naturraum Entwicklung von Extensivwiesen/Schwarzbra-
chen/Feldlerchenfenstern/Blühstreifen auf Flächen ausreichender Größe und Funktionalität vor-
gesehen) 
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2026 – 2028: 
Monitoring im Plangebiet (unter Berücksichtigung möglicher externer Ausgleichsflächen für die 
Feldlerche, s.o.) 
 
Ggf. 2029 – 2030 
Optionales Monitoring (bei Bedarf) 
 

  
Die Bauzeitenregelung wird auf Ende August (Baubeginn ab 01. September) ausgeweitet (AS1). 
 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der angesprochene Widerspruch in den Unterlagen wird durch redaktionelle Korrektur aufgelöst. 
Der Empfehlung der Pflanzqualitäten wird wie empfohlen gefolgt und redaktionell in den Unterla-
gen noch ergänzt. Die Grundzüge der Planung werden hierdurch jedoch nicht berührt.  
 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die vorgetragenen Informationen werden im Zuge der Baugenehmigung berücksichtigt, und sind 
ausreichend in den Unterlagen dargestellt.  
 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Aufgrund der Bauweise von PV-FA und der minimalen Versiegelung durch die technischen Ne-
benanlagen erübrigt sich eine Festsetzung einer Obergrenze für versiegelte Flächen.  
 
In der Legende zum Konflikt und Maßnahmenplan sind die Maßnahmen erläutert, Details können 
dem Fachbeitrag Artenschutz, der den Entwurfsunterlagen beilag, entnommen werden.  
 
Die Aussage, zur Festsetzung eines Modulreihenabstands wird zur Kenntniss genommen. Es ist 
beabsichtigt auf der Fläche möglichst viel Energie zu erzeugen, um weitere Beanspruchung von 
freier Fläche für die Erzeugung regenerativer Energien zu vermeiden. Deshalb ist ein größerer 
Abstand der Modultische kontraproduktiv. Deshalb wird an der Planung festgehalten. 
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussage, dass die vorgesehenen Artenschutzmaßnahmen von vorneherein ihre Funktion 
nicht erfüllen, wird zurückgewiesen. An der vorgelegten Planung wird festgehalten. Die Errichtung 
einer PV-FA zur Erzeugung von Strom aus regenerativen Energiequellen, hat ein überragendes 
öffentliches Interesse. Deshalb möchte die Gemeinde an der vorgelegten Planung festhalten. Die 
in den Unterlagen festgesetzten Ausgleichs- und Artenschutzmaßnahmen sind dazu geeignet 
den Eingriff in Natur und Landschaft auszugleichen, sodass unter anderem der artenschutzrecht-
liche Verbotstatbestand nicht ausgelöst wird. Zudem werden im Zuge des ergänzenden Monito-
ringkonzeptes die Forderungen weitestgehend erfüllt und so der Artenschutz ausreichend unter-
stützt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
 
2.17 Ergänzung der Stellungnahme des Odenwaldkreises, Der Kreisausschuss, V.50 Um-

welt, Naturschutz und Landschaftspflege, Fachbereich Untere Naturschutzbehörde, 
Erbach vom 20.09.2023 

 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Mindestabstand der geplanten Feldlerchen-Reviere von 50 – 100 m zu störendem Umfeld zu 
verlegen wird zurückgewiesen. Zäune (von max. 2,2 m Höhe) oder Solarmodule (von max. ca. 
3,5 m Höhe) werden nach eigener Erfahrung sowie Stand der Forschung nicht als störendes 
Umfeld wahrgenommen. Die Störwirkung des Wanderweges kann ebenfalls als sehr gering an-
gesehen werden, was durch die Entwicklung von Feldlerchen-Revieren in diesen Bereichen im 
Jahr 2022 nachgewiesen wurden (s.o.).  
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Hierbei handelt es sich um eine falsche Grundannahme. Es ist eine Vertreibung der Feldlerche 
angesetzt (s. S. 35 FBA). 
 
 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Bereits jetzt ist im Bereich des Weges (wohl aufgrund der geringen Frequentierung) nachgewie-
sen, dass sich hier mehrere Feldlerchen-Reviere befinden (s.o.). 
 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Wieder handelt es sich um eine falsche Grundannahme. Hier ist aus Vorsorgegründen keine 
Feldlerchen-Kompensation vorgesehen (s.o.).  
Eine Änderung der Planung ist somit nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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2.18 Stellungnahme der e-netz Südhessen AG, Darmstadt vom 06.11.2023 
 
Sachbericht: 
 

 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.19 Stellungnahme der Stadt Klingenberg a. Main, Bauverwaltung, Klingenberg vom 

09.11.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.20 Stellungnahme des Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagements, Darmstadt 

vom 10.11.2023 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntniss genommen. Die geplante Einzäunung wird außerhalb der 20 m 
Bauverbotszone errichtet.  
 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntniss genommen und sind nicht Inhalt des Bebauungsplanes und 
in der nachfolgenden Genehmigungsplanung mit Hessen Mobil abzustimmen.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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2.21 Stellungnahme des Regierungspräsidiums Darmstadt, Dez. 31.2-61, Darmstadt vom 
10.11.2023 

 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Feststellung. Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis, dass das Vorhaben mit den Zielen der Raumordnung im Einklang steht wird zur 
Kenntniss genommen. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Stellungnahme vom 19. Juni 2023 ist bereits ausreichend in den Unterlagen berücksichtigt.  
 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Schutz des Bodens ist bereits ausreichend in den Unterlagen/Umweltbericht 
dargestellt. In den vorliegenden Unterlagen für die weiterführende Planung werden zusätzliche 
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Informationen bereitgestellt und potenzielle Maßnahmen berücksichtigt. Lediglich etwa 1 % der 
Gesamtfläche von 12,1 Hektar wird vorübergehend versiegelt sein, während der Rest von einer 
intensiv genutzten landwirtschaftlichen Fläche in eine extensiv bewirtschaftete Wiesenfläche 
umgewandelt wird. Dies trägt zur Entlastung des Bodens und zur Verbesserung der Biodiversität 
bei. Die Nutzung der Flächen, deren Bearbeitung, sowie die Baumaßnahmen werden so 
nachhaltig wie möglich gestaltet, wobei ein schonender Umgang mit dem Schutz des Bodens 
gewährleistet wird.  
 
Die sonstigen Hinweise werden im Zuge der Realisierung geprüft und gegebenenfalls umgesetzt 
bzw. sind bei der Baugenehmigung als Auflage zu formulieren. 
 
Die Hinweise zur bodenkundlichen Baubegleitung sind nicht Inhalt des Bebauungsplans und sind 
im Zuge der Baugenehmigung zu regeln. 
 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise, dass aus der Sicht des Imissionsschutzes keine Bedenken bestehen, dass die 
Umweltprüfungen im allgemeingültigen Umfang durchgeführt werden soll und das lediglich ein  
Blendgutachten durchzuführen ist, werden zur Kenntniss genommen.  
 
 
Die Umweltprüfung wurde im Umweltbericht im allgemeingültigen Umfang durchgeführt, das 
Blendgutachten ist bereits in den Unterlagen vorhanden.  
 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
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Der Hinweis, dass aus aus Sicht der Bergbehörde keine Bedenken bestehen wird zur Kenntniss 
genommen. 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussage, dass an der Stellungnahme vom 19. Juni 2023 festgehalten wird und die genannten 
Punkte weiterhin zu berücksichtigen sind, wird zur Kenntnis genommen. Es wurde aber nach 
Abwägung der Stellungnahmen die Informationen ausreichen in den Unterlagen dargstellt.  
 
Die Aussagen bzgl. der Nutzung von Landwirtschaftlichen Flächen werden zur Kenntnis genom-
men. Die Fläche wird nur temporär der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen und kann nach 
Rückbau der Anlage wieder uneingeschränkt landwirtschaftlich genutzt werden, auch das ist in 
den Unterlagen ausführlich dargestellt.  
 
Aufgrund des aktuellen überragenden öffentlichen Interesses für die Gewinnung von Strom aus 
erneuerbaren Energien soll der Ausbau beschleunigt werden. Damit die Gemeinde hier einen 
Beitrag leisten kann, muss sie auf Flächen im Gemeindegebiet zurückgreifen.  
 
Da die Ausgleichsmaßnahmen im Geltungsbereich durchzuführen sind, werden keine zusätzli-
chen landwirtschaftlichen Flächen beansprucht, sondern welche die ohnehin Teil des Bebau-
ungsplans sind. Die Forderung, dass die Ausgleichsmaßnahmen an anderen Orten erfolgen sol-
len, erübrigt sich.  
 
Die Forderung, dass eine Nutzung der militärischen Liegenschaften für die Ausgleichsmaßnah-
men stärker zu forcieren ist, wird zurückgewiesen. Wie bereits in der vorherigen Abwägung er-
wähnt und auch in den Unterlagen ausführlich dargestellt, hat die Gemeinde keinen Zugriff auf 
die Fläche und der technische Aufwand zur Flächenerrichtung würde dem durchzuführenden Ein-
griff, auf der landwirtschaftlichen Fläche, weit überschreiten. Die Unterstellung einer Mutmaßung 
zum Vorkommen von schützenswerten Tier- und Pflanzenarten wird zurückgewiesen, da die Frei-
flächen und Gehölzstrukturen Habitatstrukturen solcher Arten aufweisen. Die Fläche kann aus 
privatrechtlichen Gründen weder Betreten noch als Alternative genutzt werden, deshalb wurde 
im Plangebiet eine geeignete Alternative gefunden, den Ausbau regenerative Energien in Lützel-
bach gefunden. Es wird auf die Alternativenprüfung verwiesen. 
 
In den Unterlagen sind ausreichend Aussagen zum Eingriff und die Bilanzierungen des Eingriffes, 
insbesondere in die Fläche und Böden enthalten. 
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Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise der oberen Naturschutzbehörde, werden zur Kenntniss genommen.  
 
Zäune (von max. 2,2 m Höhe) oder Solarmodule (von max. ca. 3,5 m Höhe) werden nach eigener 
Erfahrung sowie Stand der Forschung nicht als störende vertikale Strukturen wahrgenommen. 
Dennoch wird der Forderung eines Monitorings nachgegangen, um die Funktion der Ausgleichs-
maßnahme zu bestätigen. Ebenfalls wird der Forderung nachgegangen, dass zwischen der Be-
einträchtigung und der Funktionsfähigkeit der Ausgleichsmaßnahme AS2 keine zeitliche Lücke 
bestehen wird. Diese Informationen sind in den Unterlagen bereits ausreichend enthalten.  
 
Die Hinweise zum Monitoring im Bezug auf den Artenschutz werden redaktionell noch in den 
Unterlagen (Umweltbericht) ergänzt. Das wird in den textlichen Festsetzungen redaktionell als 
Hinweis ergänzt.   
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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2.22 Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH, Würzburg vom 10.11.2023 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.23 Stellungnahme des BUND-Odenwald, Höchst vom 11.11.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen, die Verneinung der Notwendigkeit der Planung 
wird zurückgewiesen. Die Gemeinde Lützelbach hat, im Gegensatz zu möglichen anderen 
Gemeinden, Potentiale um erneuerbare Energien auszubauen. Dies ist essenziel um das Ziel der 
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Treibhausgasneutralität bis 2045 zu erreichen.  
 
 
Die Nichtberücksichtigung der Stellungnahme vom 12. Mai 2023 wird zurückgewiesen, die 
Stellungnahme wurde zur FNP-Änderung abgegeben und auch dort entsprechend behandelt. 
Zum Bebauungsplan lag keine Stellungnahme vor.  
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die vorgebrachte Aussage bezüglich des § 1a Abs. 2 BauGB wird zurückgewiesen. Die Aussagen 
zu möglichen Verdichtungsmöglichkeiten im Bestand werden ebenfalls zurückgewiesen. Die Flä-
chen der ehemaligen militärischen Liegenschaft, welche im FNP dargestellt ist, können aus ver-
schiedenen Gründen nicht in Anspruch genommen werden. Hierzu zählt, dass die Gemeinde 
keinen Zugriff auf die Fläche hat und im Rahmen dessen keine Bestandserfassungen zur Umwelt 
und der technischen Eignung vorgenommen werden können. Weiter sind der technische Auf-
wand, die Flächen herzurichten, mit erheblichen Geländebewegungen und Fahrbewegungen ver-
bunden, da hier alles eingeebnet (aufgeschüttet) werden muss, um eine Anlage errichten zu kön-
nen. Für diese Flächenherrichtung sind zudem diverse Gehölzbestände und Freiflächen zu be-
seitigen, in denen sich mit großer Wahrscheinlichkeit, aufgrund der extensiven Nutzung, ge-
schützte Arten (Fauna und Flora) befinden. Der Eingriff in die Umwelt, um eine Freifläche in einer 
ähnlichen Größenordnung von 12 ha zu schaffen, ist somit als erheblich bzw. nicht verhältnismä-
ßig einzuschätzen. Eine umsetzbare und naturschutzfachlich tragbare Alternative stellt diese Flä-
che daher nicht dar. Dies wurde in der beigefügten Prüfung zur Offenlage und in der vorherigen 
Abwägung bereits ausführlich dargestellt. 
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Sachbericht: 
 

 
 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Das Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden wurde beachtet, denn das geplante 
Anlagenlayout wurde so angepasst, dass die Fläche möglichst effizient genutzt und zugleich der 
Artenschutz sichergestellt werden kann. Dadurch wird die Flächeninanspruchnahme eingedämmt 
und es erfolgt ein schonender Umgang mit dem Schutzgut Boden. Die Inhalte sind im Umweltbe-
richt bereits ausreichend dargestellt, der den Entwurfsunterlagen beilag.  
 
Auch Dachflächenanlagen im Innenbereich sind grundsätzlich sehr sinnvoll und insbesondere für 
den Eigenverbrauch geeignet. Um eine vergleichbare Menge Strom zu generieren, reichen sie 
aber bei weitem nicht aus. Des Weiteren sind sie planungsrechtlich nicht zu steuern, da es sich 
weitestgehend um Privatflächen handelt ohne direkte rechtliche Zugriffsmöglichkeit (siehe hierzu 
auch Abwägung zum Vorentwurf, Punkt 2.14). 
§ 13b BauGB dient der Entwicklung von Wohnbauflächen und fand deshalb keine Anwendung. 
 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussage, dass die Planung und die Inbetriebnahme einer PV-FA nicht zu einer Verringerung 
der CO2 -Emissionen führt wird zurückgewiesen. Bei der Produktion der Solarmodule wird CO2 
ausgestoßen, allerdings ist die PV-FA (je nach Hersteller, Modul sowie Standort) nach etwa zwei 
Jahren CO2 neutral. Sie trägt somit wesentlich zur CO2- Reduzierung bei und somit zur Bekämp-
fung des Klimawandels. (Umweltbundesamt, Photovoltaik, https://www.umweltbundes-
amt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-energien/photovoltaik#%C3%96kobilanz, 2023.) 
 
Die Entwicklung einer Extensivwiese trägt einen weiteren positiven Beitrag zur Reduktion der CO 
-Emissionen bei.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der FNP wird parallel zum Bebauungsplan geändert.  
 
Die Aussage, dass die Bewertung der Blendwirkung der Anlage als unzureichend betitelt wird, 
wird zurückgewiesen. Nach dem Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement wird das 
Blendgutachten als abgeschlossen und ausreichend bewertet.  
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Sachbericht: 
 

 

 
 
 
 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussagen, dass die FFH-, EU-Wasserrahmen- und Vogelschutzrichtlinie uneingeschränkt 
einschlägig gelten und die aufgelisteten Anforderungen des BNatSchG werden zur Kenntnis ge-
nommen und wurden in den Unterlagen ausreichend beachtet. 
 
Die Hinweise zu den CEF-Maßnahmen werden zur Kenntnis genommen, die in den Unterlagen 
festgesetzten Maßnahmen sind dazu geeignet den Artenschutz ausreichen zu berücksichtigen. 
Die erwähnte Prüfung bzw. der Nachweis der Funktionalität wird durch das Monitoring erbracht. 
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Der Zaun wirkt aufgrund seiner transparenten Beschaffenheit nicht als Vertikalstruktur auf die 
Feldlerche ein und der Abstand zwischen Modulen und Ausgleichsflächen ist als ausreichend 
anzusehen. Die Störwirkung des Wanderweges kann als gering angesehen werden, um die Feld-
lerche dauerhaft von der Fläche zu vertreiben, müssten regelmäßig und dauerhaft für mehrere 
Stunden jeden Tag Spaziergänger mit Hunden auf der Fläche unterwegs sein. Zudem wurde bei 
der Kartierung festgestellt, dass, bereits ohne PV-FA, sich im Bereich des Weges Reviere der 
Feldlerche befinden.  
 
Die Aussage, dass die Planung einseitig zur Förderung der PV-FA ausgelegt wurde, wird zurück-
gewiesen. Anhand der umfangreichen Ausgleichsmaßnahmen, auf dem Geltungsbereich selbst, 
wurde den Umweltbelangen im benötigten Maß Rechnung getragen. Die zusätzlichen Forderun-
gen werden zurückgewiesen, da es sich nicht um eine voraussichtliche erhebliche Beeinträchti-
gung handelt und die Untersuchung der Umweltbelange im vom Gesetzgeber geforderten Maß 
umgesetzt wurden. Die Errichtung von PV-FA haben ein überragendes öffentliches Interesse.  
 
 
Sachbericht: 
 

 
 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussage, dass der Umweltbericht als Planungsgrundlage auszuschließen ist, wird zurückge-
wiesen.  
 
Grünlandflächen werden als Standard bei PV-FA angelegt, hierzu sind keine Probleme bekannt, 
die Arte der Bewirtschaftung ist nicht Inhalt des Bebauungsplanes.  
 
Die Aussage, dass die Bewertung der Erheblichkeit falsch sei, wird zurückgewiesen. Nach um-
fassender Analyse im Zuge des Umweltberichts hat sich gezeigt, dass der Eingriff als wenig er-
heblich angesehen werden kann. Grund dafür ist, dass das intensiv genutzte Ackerland zu einer 
Extensivwiese wird, ebenso erfolgen Ausgleichsmaßnahmen, die das bestehende Habitat auf-
werten. Es wird deshalb an der Planung festgehalten 
 
Die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung beschreibt ein Szenario 



45 
 
D:\Projekte\2022033\03_Texte\11_Abwägungen\2022033_BP_ÖBB_Abwägung.docx 

in dem der Status-Quo untersucht wird. Aufgrund dessen werden dabei keine anderen Möglich-
keiten in Betracht gezogen, da diese nicht Teil der jetzigen Nutzung sind und eine solche theore-
tische Nutzungsänderung (ökologischer Landwirtschaft) hier auch konkret nicht absehbar ist. Das 
ist gesetzlicher Standard im Umweltbericht. 
 
Die Vermeidungsmaßnahmen sind nach fachlichem Standard ermittelt, eine Anzweiflung der In-
halte werden als reine Behauptung zurückgewiesen.   
 
Die Aussage, dass die zusätzlichen Maßnahmen nicht geeignet sind um den Tatbestand nach 
§44 BNatSchG zu umgehen, sowie die unzureichende Analyse der Wirkung der Maßnahmen auf 
die Schutzgüter wird zurückgewiesen. Diese Maßnahmen entsprechen der üblichen fachlichen 
Praxis zur Festsetzung von Ausgleichsmaßnahmen und haben sich durch ausgiebige Literatur-
recherche, sowie Praxiserfahrung bewährt.  
 
Zu beachten ist, dass unterhalb der PV-FA eine Extensivwiese entstehen wird und das zuvor 
bestehende Ackerland dadurch ökologisch aufgewertet wird.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussagen bezüglich der naturschutzfachlichen Untersuchung und Datenerfassung werden 
zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der üblichen fachlichen Praxis wurden abgeschichtete Prü-
fungen aller planungsrelevanten Arten in der ASP umfangreich durchgeführt und die erfassten 
Daten entsprechend im Fachbeitrag Artenschutz und im Umweltbericht aufbereitet. Dabei erga-
ben sich keine weiteren planungsrelevanten Arten. Die Forderung nach einer weiter umfassenden 
Erstellung eines Artenkatalogs wird an dieser Stelle zurückgewiesen, ebenso die geforderte Un-
tersuchung von zwei Vegetationsperioden. Dies entspricht nicht der üblichen fachlichen Praxis 
für die bestehende Fläche und deren Umgebung (Acker- und Waldflächen in weiterer Entfer-
nung). 
 
 
 
 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Behauptung, dass es den Planern nur um eine Maximierung des Ertrags für die Ausgleichs-
maßnahmen geht, wird zurückgewiesen. Die Bewertung hat auf der Grundlage der geltenden 
Bestimmungen stattgefunden. Die nicht substanziellen Behauptungen gehen an dem Bestand 
vor Ort, dem prognostizierten Zustand, der üblichen fachgutachterlichen Praxis, sowie den recht-
lichen Anforderungen (hier hessische KompensationsVO 2018) vorbei.  
 
- Bestand: Die Einordnung des Getreides- bzw. Maisfeldes als 11.191 (intensiv genutzte Fläche/ 

16 Wertpunkte) ist unstrittig. Es ist bekannt, dass sich auch auf solchen Flächen Reviere insbe-
sondere von Bodenbrütern entwickeln können. Daraus allerdings den Biotoptyp 11.194 (Acker 
mit Artenschutzmaßnahmen/ 27 Wertepunkte) abzuleiten wird zurückgewiesen.  

 
- Planung: Die Einordnung der überwiegenden Fläche, im Bereich der Module, mit Typ-Nr. 

11.225 (Extensivrasen/Wiesen im besiedelten Bereich) ist fachlich angemessen. Es ist darauf 
hinzuweisen, dass ein Abschlag von 3 Punkten wegen der Überbauung, dem Schattenwurf und 
dem ungleichmäßigem Wasserzulauf (S. Anhang 1.1) für die Bewertung angesetzt wurde. Eine 
Aufwertung von 3 Punkten ist bezüglich des künftigen naturnahen Stoffkreislaufes durch die 
extensive Wiesennutzung fachlich absolut berechtigt. Eine „geschönte“ Bilanzierung wird aus-
drücklich (auch aufgrund der Flächen außerhalb der Module) zurückgewiesen. Art und Maß der 
Maßnahmen sind ausreichend in den Unterlagen beschrieben.  

 
 
 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussage einer unzulässigen Doppelfestsetzung wird zurückgewiesen. Der Grundstücksei-
gentümer ist für die Umsetzung der Maßnahmen auf der Fläche für „Maßnahmen zur Entwicklung 
der Natur verantwortlich gemäß städtebaulichem Vertrag. Das ist so im Baugesetzbuch geregelt.  
 
Die naturschutzfachlichen Festsetzungen sind korrekt.  
 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Aussage, dass die Festsetzungen zum Schutz der Feldlerche ungeeignet sind, wird zurück-
gewiesen. Anhand von umfassender Literaturrecherchen, sowie Praxiserfahrung, hat sich die 
Wirksamkeit dieser Maßnahmen gezeigt. Ein Bodenumbruch der bestehenden ackerbaulichen 
Flächen ist erforderlich, um das geplante Ziel zu erreichen. Es wird hier offensichtlich übersehen, 
dass eine jahrzehntelange landwirtschaftliche Nutzung die natürlichen Bodenhorizonte bereits 
komplett überprägt hat. 
 
Die Hinweise zum Neuntöter werden zurückgewiesen, die hier dargestellte Maßnahmen ist dazu 
geeignet einen Ausgleich dieser gebüschbrütenden Arten zu gewährleisten. Das hessische Nach-
barrecht gilt nicht für öffentlich-rechtliche Festsetzungen wie zum Beispiel ein Bebauungsplan. 
Deshalb kann die geplante Maßnahme ausreichend groß entwickelt werden. 
 
Die Hinweise von DIN-Normen werden zur Vollständigkeit weiterhin bestehen bleiben. Sie dienen 
den Bauherren als Orientierung und sollen damit die Umsetzung des städtebaulichen Zieles des 
Bebauungsplanes unterstützen, es handelt sich ohne hin um Hinweise von Behörden und sind 
für den Bebauungsplan unschädlich.  
 
Die Empfehlungen werden zur Kenntnis genommen und gegebenenfalls bei der Realisierung 
nochmal geprüft. Für die Umsetzung des Bebauungsplanes sind diese jedoch nicht erforderlich, 
die festgesetzten Maßnahmen reichen aus dem Eingriff zu kompensieren, wie aus den Unterla-
gen zu entnehmen ist.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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2.24 Stellungnahme des HessenForstes, Forstamt Michelstadt vom 14.11.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis, dass zur Vermeidung von Sachschäden genügend Abstand zum Waldrand 
eingehalten werden soll, wird zur Kenntniss genommen. Das ist privatrechtlich zwischen 
Anlagenbetreiber und Forstamt zu klären, ist jedoch nicht Inhalt des Bebauungsplanes.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.25 Stellungnahme des Landratsamtes Miltenberg, Raumordnung und Bauleitplanung, 

Miltenberg vom 14.11.2023 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
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3. Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Ö1 Stellungnahme eines Landwirtes aus Breitenbrunn vom 31.10.2022 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu Pachtpreisen wird zur Kenntnis genommen, diese ist jedoch dem freien Markt 
überlassen. 
Die Bedenken zum Thema Landwirtschaft werden zur Kenntnis genommen. Eine entsprechende 
zumutbare Alternative hierzu besteht nicht. Dies kann auch weiter den vorliegenden Unterlagen, 
insbesondere im Umweltbericht, entnommen werden. Die Böden werden nicht in Gänze abgetra-
gen, sondern in Teilen überplant und aus einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung temporär 
herausgenommen, hin zu einer extensiven Flächennutzung.  
Das bedeutet, dass langfristig die Fläche weiter landwirtschaftlich genutzt werden kann, wenn die 
Nutzung als PV-Anlage beendet worden ist. Der Verlust von Ackerland und die dadurch entste-
hende verringerte Nahrungsmittelproduktion wird zur Kenntnis genommen. Derzeit besteht ein 
überragendes öffentliches Interesse zum Ausbau regenerativer Energien. Die Nahrungsmittel-
produktion in der BRD wird dadurch nicht beeinträchtigt und eine Versorgung der Bevölkerung ist 
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nach wie vor sichergestellt.  
 
 
Die Aussage, dass es den Projektentwicklern nur um möglichst hohen Profit geht, wird zu-
rückgewiesen. Die Gemeinde hat hier die Planungshoheit und möchte die Voraussetzungen für 
die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie ermöglichen. Nach Aufgabe der 
Anlage kann die Ackerfläche wieder uneingeschränkt landwirtschaftlich genutzt werden, sodass 
kein Verlust von Boden durch die Anlage erfolgt. Das ist in den Unterlagen bereits ausführlich 
dargestellt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
 
Hinweis: 
 
Sachbericht: 
 
Es steht eine Abwägung eines Hinweises aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung noch 
aus. Die Hinweise zum Thema „Jagd“ der Jagdgenossenschaft Seckmauern vom 28.04.23, der 
Initiative Rehkitz-Rettung vom 15.05.23 und eines Bürgers aus Waldmichelbach vom 17.05.23 
wurden im frühzeitigen Verfahren vertagt, da die Lösungsansätze noch in Bearbeitung waren. 
 
Die Betroffenen betrachteten den Wildwechsel über die südlich angrenzende L 3259 als das 
Hauptproblem, da das Vorhaben sowohl eine Gefahr für das Wild als auch für die Menschen 
darstellte. Es wurde befürchtet, dass das Projekt zu steigenden Wildunfällen und Auswirkungen 
auf den Wildbestand führen könnte. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Zwischenzeitlich wurde mit allen Beteiligten durch den Projektierer für die Gemeinde folgende 
einvernehmliche Abstimmung getroffen und wie folgt sachgerecht abgewogen.  

 
- HessenMobil sieht kein Erfordernis für die Errichtung eines Wildzaunes und verwies auf 

die Zuständigkeit der Unteren Naturschutzbehörde. Die zuständige Untere Naturschutz-
behörde hat die Erfordernis eines Wildzaunes nicht mitgetragen. 
 

- Ein Mehraufwand für den Jagdpächter wird durch eine vereinbarte einmalige Kompensa-
tionszahlung ausreichend ausgeglichen und ist privatrechtlich geregelt. 
 

- Insbesondere aufgrund der hergestellten Leitstrukturen/3-reihiger Gehölzstreifen im 
westlichen Bereich und des 20 m breiten Grünstreifens entlang der L 3259 hat das Wild 
ausreichende Ausweichmöglichkeiten bzw. Flächen und Strukturen, das Gebiet von in 
Nord/Süd-Ausrichtung zu queren 
 

Eine Änderung der Planung ist somit nicht erforderlich. 
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Gemeinderatsbeschluss 
 
Die Gemeinde Lützelbach hat nach reiflicher Prüfung alle Stellungnahmen und Hinweise sowie 
Anregungen sach- und fachgerecht gegeneinander abgewogen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
Lützelbach, den .................................... 


